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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über die Ergebnisse der Dritten internationalen 
Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen in Nairobi 
vom 8. bis 10. April1974 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis der Entschließung, welche die Dritte Internatio- 
nale Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen am 10. April 
1974 in Nairobi angenommen hat, 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Volksgesund- 
heit und Umweltfragen (Dok. 361/74), 

1. betont die große Bedeutung, die der Dritten Internationalen 
Parlamentarierkonferenz zu Umweltfragen in bezug auf 
eine wirksamere parlamentarische Kontrolle der Tätigkeit 
der Regierungen auf dem Gebiet des Umweltschutzes zu- 
kommt ; 

2. nimmt die in den Resolutionen der Parlamentarierkonfe- 
renz aufgestellten Forderungen zum Anlaß, um mit den 
nachstehenden Entschließungspunkten durch Feststellun- 
gen, Forderungen und Anregungen einen Beitrag zu einer 
intensiveren Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaft im 
Bereich des Umweltschutzes im Wege einer Koordinierung 
mit den auf internationaler Ebene zu treffenden Maßnah- 
men zu leisten; 

3. hält es für dringend geboten, daß sich die Parlamente und 
ihre Mitglieder über die in ihren Ländern getroffenen Um- 
weltschutzmaßnahmen und linitiativen gegenseitig unter- 
richten, um einerseits unnötige Doppelarbeit zu vermeiden 
und andererseits die Möglichkeit zu schaffen, daß vorbild- 
liche Initiativen in einem Land von anderen Ländern über- 
nommen werden; 

4. betont in Übereinstimmung mit der Parlamentarierkonfe- 
renz die Notwendigkeit eines raschen Ausbaus des Glo- 
balen Umweltüberwachungssystems (GEMS) und des Inter- 
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nationalen Nachweissystems für Quellen der Umweltinfor- 
mation (IRS) und fordert, daß 

a) die Kommission in den Gremien von GEMS und IRS 
aktiv mitwirkt, um die Europäische Gemeinschaft an 
diesem wichtigen Aufgabengebiet enger zu beteiligen, 

b) die beiden Informationssysteme sämtlichen Mitglie- 
dern des Europäischen Parlaments zugänglich gemacht 
werden, um ihrem Informationsbedürfnis Rechnung zu 
tragen; 

5. ist der Ansicht, daß die verwaltungsmäßigen und tech- 
nischen Strukturen, welche die Umwelterscheinungen zu 
beobachten und in den einzelnen Mitgliedstaaten Lösungen 
für einen zufriedenstellenden Schutz der Umwelt zu erar- 
beiten haben, erneut und verstärkt werden müssen, um sie 
wirksamer zu gestalten; 

6. dringt darauf, daß die Kommission die Regelung zur Be- 
kämpfung grenzüberschreitender Umweltschäden energisch 
vorantreibt; 

7. ersucht die Kommission, die Initiative zu Verhandlungen 
mit dem Internationalen Luftverkehrsverband (lATA) zu er- 
greifen und auf den raschen Abschluß einer internationalen 
Konvention zur generellen Verminderung des Fluglärms 
hinzu wirken; 

8. besteht darauf, daß die Kommission die Durchsetzung des 
Verursacherprinzips in der Gemeinschaft verwirklicht und 
Vorschläge zu Modalitäten für mögliche Ausnahmen davon 
unterbreitet; 

9. unterstützt den Appell der Konferenzteilnehmer an alle Re- 
gierungen, dem Schutz der Umwelt verstärkte Aufmerk- 
samkeit zu schenken, und fordert die Kommission und den 
Rat der Europäischen Gemeinschaften daher auf, im Ziel- 
konflikt zwischen der notwendigen Energieversorgung und 
dem Anspruch der Bevölkerung auf gute Lebensbedingun- 
gen wie bisher dem Umweltschutz einen angemessenen 
Rang einzuräumen; 

10, ist von der Notwendigkeit überzeugt, daß in allen Ländern 
einheitliche Verschmutzungs Standards angewendet werden, 
da hierdurch den Tendenzen einiger Unternehmen entge- 
gengewirkt werden kann, ihre Industrieanlagen in wirt- 
schaftlich schwächeren Ländern einzurichten mit dem Ziel, 
die strengeren Gesetze über die Verschmutzungskontrollen 
in ihren eigenen Staaten zu umgehen; 
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11. befürwortet eine weltweite Anwendung des Verfahrens 
der Abgabe von Umweltverträglichkeitserklärungen, um 
eine Berücksichtigung der umweltrelevanten Faktoren im 
Rahmen der legislativen und projektorientierten Entschei- 
dungsprozesse zu gewährleisten, und spricht sich dafür aus, 
daß dieses Verfahren auch auf die Bauten der öffentlichen 
Hand, insbesondere auf den Bau von Straßen und Autobah- 
nen angewandt wird; 

12. fordert die Kommission auf, die Initiative zu Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Bürger in Grenzgebieten an gemein- 
samen Planungsarbeiten zu beteiligen, die eine rationelle 
Bodennutzung und andere Umweltfragen zu berücksichtigen 
haben und damit zugleich einen Beitrag zur Lösung wich- 
tiger Infrastrukturprobleme leisten; 

13. ersucht die Kommission und den Rat, aus der Dritten See- 
rechtskonferenz der Vereinten Nationen in Caracas Leh- 
ren zu ziehen und rechtzeitig vor Beginn der kommenden 
Seerechtskonferenz in Genf in allen wesentlichen zur De- 
batte stehenden Punkten eine gemeinsame Haltung fest- 
zulegen; 

14. richtet erneut die Aufforderung an die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, in Zusammenarbeit mit der 
Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins gegen 
Verunreinigung, die sich im Einzugsgebiet dieses Stroms 
stellenden Umweltprobleme möglichst bald einer befrie- 
digenden Lösung zuzuführen; 

15. stellt fest, daß der Waldbestand in der Gemeinschaft in 
letzter Zeit zwar etwas zugenommen hat, daß jedoch die 
Waldflächen in der Nähe von Großstädten und Ballungs- 
gebieten erheblich zurückgegangen sind, und fordert die 
Kommission daher auf, dieser Entwicklung durch Ausarbei- 
tung zweckdienlicher Vorschläge entgegenzuwirken; 

16. bittet die Kommission zu prüfen, ob und inwieweit For- 
schungsvorhaben zur Gewinnung anderer Produkte als Er- 
satz für nicht erneuerungsfähige Hilfsquellen angeregt und 
zu ihrer finanziellen Förderung Gemeinschaftsmittel bereit- 
gestellt werden können; 

17. unterstützt die Forderung der Konferenz von Nairobi, allen 
Völkern freien Zugang zu gewähren zu den fortschrittlich- 
sten Techniken zur besseren Nutzung der natürlichen Hilfs- 
quellen und zum Kampf gegen die Verschlechterung der 
Umweltbedingungen, und ersucht die Kommission und den 
Rat zu prüfen, ob durch die Schaffung zweckdienlicher 
Lizenzverfahren analog zu der Regelung im Euratom-Ver- 
trag wenigstens innerhalb der Gemeinschaft der freie Zu- 
gang zu den Umweltschutztechnologien gewährleistet wer- 
den kann; 
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18. besteht darauf, daß die Europäische Gemeinschaft als Gan- 
zes mit anderen Regierungen und internationalen Organi- 
sationen Verbindung zum Zwecke der Aufstellung welt- 
weiter Umweltschutzprogramme aufnimmt; 

19. regt an, daß die Kommission dem Europäischen Parlament 
alljährlich am Umwelttag (6. Juni) einen Bericht über ihre 
Tätigkeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes vorlegt, und 
fordert die nationalen Parlamente auf, zu ihren Debatten 
am Umwelttag auch Mitglieder des Europäischen Parla- 
ments zu laden; 

20. beauftragt seinen Präsidenten, dafür zu sorgen, daß das 
Europäische Parlament bei künftigen internationalen Par- 
lamentarierkonferenzen angemessen vertreten ist, d. h. min- 
destens ein Abgeordneter je Fraktion entsandt wird; 

21. ersucht seinen zuständigen Ausschuß, ihm über alle künf- 
tigen Parlamentarierkonferenzen zu Umweltfragen Bericht 
zu erstatten; 

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie den Regierungen und Par- 
lamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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